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Vorwort

Die weitreichenden Änderungen durch die Gesamtreform des Exekutions-
rechts (GREx) und die Umsetzung der Restrukturierungsrichtlinie durch das 
RIRUG mit der Einführung des Restrukturierungsverfahrens brachten die 
größte Insolvenzrechtsreform der letzten 10 Jahre. Dieser Umstand machte 
eine völlige Neubearbeitung des Lehrbuchs erforderlich. Damit einher ging 
auch eine gewisse Änderung der Ausrichtung: Anders als bisher wendet sich 
das Buch nicht nur an Studierende, sondern soll auch Praktikern eine verläss-
liche erste Orientierung bieten. Dies erforderte in einzelnen Bereichen eine 
behutsame Erweiterung des Umfangs. Im Übrigen blieben jedoch Zielset-
zung und Aufbau des Werks unverändert. Weiterhin werden bewusst stärker 
als in anderen Lehrbüchern das materielle Insolvenzrecht und die vielfältigen 
Querverbindungen zwischen dem Insolvenzrecht und anderen Rechtsgebieten 
wie Gesellschaftsrecht, Schadenersatzrecht, Strafrecht und Steuerrecht be-
handelt. Dennoch soll das Buch „bewältigbar“ bleiben. Dieses Ziel erfordert 
freilich extreme Selbstbeschränkung: Im Interesse einer klaren und vor allem 
überschaubaren Darstellung musste viel an Detailinformation weggelassen  
werden. 

Das vorliegende Buch soll den Besuch einschlägiger Lehrveranstaltungen 
nicht ersetzen, sondern möchte Hilfestellung bei der Vorbereitung und Wie-
derholung des Stoffes bieten und beim Mitschreiben entlasten. Unverzichtba-
res Grundwissen ist in normaler Schriftgröße dargestellt; Kleindruckpassagen 
enthalten ergänzende Informationen und Erläuterungen. Hier sind neuere Pro-
bleme tendenziell ausführlicher dargestellt, um die Leser und Leserinnen an 
den aktuellen Diskussionsstand heranzuführen. Die Gliederung in Randzahlen 
und tabellarische Zusammenstellungen sollen die Übersichtlichkeit fördern. 
Das Vermittelte wird durch zahlreiche Beispiele verdeutlicht. Weiterführende 
Literaturhinweise ermöglichen Interessierten eine vertiefende Befassung. Vor 
allem im Interesse von Praktikern wurden die Literaturhinweise und Belegstel-
len behutsam vermehrt. 

Abschließend gilt es, all jenen zu danken, die zur zeitgerechten Fertigstel-
lung des Werks beigetragen haben. Meinen Mitarbeiterinnen Tatjana Degas-
peri, LL.B., Hannah Groman, LL.B., Sophie Maier, LL.B., und Nora Panhol-
zer, LL.B., danke ich für die verlässliche Durchsicht des Manuskripts und die 
Erstellung des Stichwortverzeichnisses. Herrn Univ.-Ass. Manuel Schweiger, 
LL.M., danke ich für die kritische Durchsicht und die Erstellung der Übersicht 
über die Anfechtungstatbestände. Meinem allzu früh verstorbenen Freund und 
Kollegen Herrn RA Univ.-Prof. Dr. Raimund Bollenberger verdanke ich zahl-
reiche wertvolle Gespräche und Anregungen sowie die Zurverfügungstellung 



6 

Vorwort

einiger Graphiken. Schließlich schulde ich auch dem Verlag, und hier nament-
lich Herrn Peter Wittmann und Frau Brigitte Wandl, Dank für die umsichtige 
und zügige Betreuung der Drucklegung.

Wien, im Juni 2021	 Georg E. Kodek
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Erster Teil: 
Einführung und Grundlagen

I. Einführung 

Literatur: Kodek, Der insolvenzrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz in ver-
gleichender Perspektive – eine Skizze, KTS 2014, 215; ders, Das Verfahrensgebäude 
der Insolvenzordnung, in Konecny (Hrsg), IRÄG 2010 Insolvenzrechtsänderungsge-
setz 2010 (2010) 181; Merle, Insolvenzzwecke in Deutschland und Frankreich (2019); 
Nunner-Krautgasser, Schuld, Vermögenshaftung und Insolvenz – Wechselwirkungen 
zwischen materiellem und formellem Recht und ihr Einfluss auf den Inhalt und die 
Durchsetzung von Rechten (2007); Nunner-Krautgasser, Haftungsverwirklichung im 
Konkurs und praktische Folgen, in Konecny (Hrsg), Insolvenz-Forum 2006 (2007) 125; 
Oberhammer, Unternehmenssanierung als rechtspolitisches Gestaltungsanliegen, FS 
O. Oberhammer (1999) 119.

A. Begriff und Verfahrenszweck 

Als Insolvenzrecht werden jene Bestimmungen bezeichnet, die die ge-
ordnete Abwicklung der Vermögensverhältnisse im Fall des wirtschaftlichen 
Zusammenbruchs des Schuldners regeln (Häsemeyer). Treffend wurde for-
muliert: Das Insolvenzrecht bestimmt, „was vom Privatrecht übrig bleibt“. 
Jahrhundertelang stand die Gläubigerbefriedigung im Vordergrund. Das Ver-
fahren war auf Liquidation, also auf den Verkauf der Vermögenswerte des 
Schuldners, und die Befriedigung der Gläubiger ausgerichtet. 

Im Gegensatz zur (Einzel-)Zwangsvollstreckung, die sich auf einzelne Ver-
mögenswerte bezieht und bei der die Befriedigung einzelner Gläubiger nach 
ihrem Rang erfolgt, erfasst das Insolvenzrecht das gesamte exekutionsunter-
worfene Vermögen des Schuldners. Daher wird auch von „Generalexekution“ 
(„Gesamtvollstreckungsrecht“) gesprochen. Die bei der Einzelzwangsvollstre-
ckung (Exekution) geltenden Grundsätze sind nur sachgerecht, solange das 
Vermögen des Schuldners insgesamt zur Befriedigung aller Gläubiger aus-
reicht. Ist dies nicht der Fall, wird das in der Zwangsvollstreckung geltende 
Prioritätsprinzip durch die quotenmäßige Befriedigung der Gläubiger ersetzt. 
Dabei werden alle Gläubiger gleich behandelt (par condicio [auch: conditio] 
creditorum, vor allem im angloamerikanischen Bereich auch: pari passu-Prin-
zip).

Die Gläubigerbefriedigung soll nicht im Wege eines Wettlaufs der Gläubiger ent-
schieden werden.

Der Ausdruck „Gesamtvollstreckung“ ist seit der GREx im österreichischen Recht 
terminus technicus für eine Sonderform, nämlich ein auf Gläubigerantrag eingeleitetes 
Schuldenregulierungsverfahren. Dazu Rz 623 ff.

1

2
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Im Insolvenzverfahren erfolgt eine geordnete Haftungsabwicklung. Da-
durch wird typischerweise ein höherer Erlös erzielt als durch eine unkoor-
dinierte Zerschlagung des Unternehmens des Schuldners. Die Interessen der 
Gläubiger werden insgesamt durch einen vom Gericht bestellten Insolvenzver-
walter wahrgenommen; dies ist effizienter und fairer als ein „Nebeneinander“ 
von nicht aufeinander abgestimmten Einzelexekutionen.

In neuerer Zeit tritt neben den Zweck der Gläubigerbefriedigung zuneh-
mend der Gedanke der Restschuldbefreiung: Dem Schuldner soll ein geord-
neter Neuanfang (fresh start) ermöglicht werden. Damit hängt der Aspekt der 
Sanierung von Unternehmen eng zusammen. 

Unter „Sanierung“ kann allerdings ganz Verschiedenes verstanden werden: Manch-
mal wird damit die Sanierung des Unternehmensträgers gemeint. Im Insolvenzver-
fahren läuft dies idR darauf hinaus, dass der Schuldner durch Zahlung einer bestimmten 
Quote der Forderungen von seinen restlichen Verbindlichkeiten befreit wird. Wenn dies 
gelingt, kann der Schuldner sein Unternehmen weiterführen. Die Erhaltung des Un-
ternehmens selbst kann aber auch dadurch erreicht werden, dass das Unternehmen als 
Ganzes verkauft wird („übertragende Sanierung“). Das kann sinnvoll sein, weil der 
Wert des Unternehmens als Ganzes vielfach höher sein wird als der bei einer Zerschla-
gung erzielbare Erlös. 

Aus ökonomischer Sicht kommt dem Insolvenzverfahren auch eine Markt-
bereinigungs- und Marktausschlussfunktion zu.

Aus ökonomischer Sicht ist wünschenswert, dass nur wirtschaftlich „überlebens
fähige“ Unternehmen saniert werden. Vor allem die Kombination von niedrigen Zins-
sätzen und staatlichen Beihilfen hat jedoch in vielen Ländern zu sogenannten „Zombie-
Unternehmen“ geführt.

Nicht allgemein lässt sich der Einfluss der Insolvenz auf Arbeitsplätze 
beantworten. Dies hängt damit zusammen, inwieweit bestimmte Tätigkeiten 
lokal oder regional nachgefragt werden oder woanders hin ausgelagert wer-
den können. Daher haben Insolvenzen im Dienstleistungsbereich tendenziell 
weniger Auswirkungen auf Arbeitsplätze als solche im Bereich der Industrie. 

Beispiel: Bauarbeiter oder Kellnerinnen wird man immer „vor Ort“ brauchen; Klei-
dung oder andere Konsumgüter könnten statt in Österreich auch in China produziert 
werden.

Die Möglichkeit der Restschuldbefreiung wurde durch eine Reihe von Re-
fomen in neuer Zeit vom Gesetzgeber gezielt gefördert. Hier sind vor allem das 
IRÄG 2010 (Umbenennung der KO in IO, Neuregelung des Sanierungsplans, 
Einführung eines Sanierungsverfahrens mit Eigenverwaltung), das IRÄG 
2017 (Verkürzung des Abschöpfungsverfahrens auf fünf Jahre) und zuletzt 
die RL 2019/1023 über präventive Restrukturierungsrahmen (dazu näher 
Rz 946 ff) und das RIRUG (2021) zu nennen.

Eine dezidierte Aussage zum Rangverhältnis zwischen dem Ziel der Gläu-
bigerbefriedigung und demjenigen der Restschuldbefreiung (Sanierung) fehlt 
im Gesetz weitgehend. Gewisse Anhaltspunkte ergeben sich aber aus § 154 IO 
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(dazu Rz 568) und auch indirekt aus den Tatbeständen für die Restschuldbe-
freiung. 

Nach § 154 IO kann die Bestätigung des Sanierungsplans versagt werden, 
•	 wenn die dem Schuldner im Sanierungsplan gewährten Begünstigungen im Wider-

spruch mit dessen Verhältnissen stehen (Z 1), 
•	 wenn der Sanierungsplan dem gemeinsamen Interesse der Insolvenzgläubiger wi-

derspricht, wobei Forderungen aus eigenkapitalersetzenden Leistungen nicht zu be-
rücksichtigen sind (Z 2), oder

•	 wenn die Insolvenzgläubiger weniger als 30% ihrer Forderungen erhalten und dieses 
Ergebnis darauf zurückzuführen ist, dass der Schuldner seinen Vermögensverfall 
durch Unredlichkeit, Leichtsinn oder übermäßigen Aufwand für seine Lebenshal-
tung verursacht oder beschleunigt hat oder dass er die Anmeldung des Insolvenzver-
fahrens verzögert hat (Z 3). 
Teilweise ist auch vorgesehen, dass durch ein alternatives Verfahren die Position 

der Gläubiger im Vergleich zum Insolvenzverfahren nicht verschlechtert werden darf 
(„no creditor worse off“-Grundsatz, vgl 30 ReO, § 53 Abs 1 Z 7 BaSAG).

Besondere Bedeutung hat der Aspekt der Restschuldbefreiung bei natür-
lichen Personen: Während bei einer Kapitalgesellschaft der Konkurs zur 
Vollbeendigung führt, wäre eine natürliche Person ohne Restschuldbefrei-
ung lebenslang der Verfolgung durch ihre Gläubiger ausgesetzt. Hier will die 
Rechtsordnung den Schuldnern eine Perspektive bieten und daher die Befrei-
ung von ihren Schulden ermöglichen. Dies ist unter Umständen sogar ohne 
Mindestquote möglich: Im Abschöpfungsverfahren reicht das ernsthafte Be-
mühen des Schuldners. Der Gedanke der Gläubigerbefriedigung tritt in diesen 
Fällen in den Hintergrund.

Allerdings kann ein derartiges System durchaus auch im Interesse der Gläubiger 
sein: Die Aussicht auf relativ sichere Befriedigung mit einer geringen Quote ist viel-
fach einem theoretischen Anspruch auf 100% vorzuziehen. Andernfalls würde auch 
drohen, dass Schuldner auswandern, untertauchen oder in unangemeldete („schwarze“) 
Beschäftigungsverhältnisse „flüchten“.

Mit dem Zweck des Insolvenzverfahrens hängt auch zusammen, ob das Ge-
setz stärker auf die Gläubigerautonomie oder auf die Gerichtsmacht setzt. 
Wenn die Befriedigung der Gläubiger im Vordergrund steht, liegt es nahe, dass 
dieser großer Einfluss auf das Verfahren zukommt. Auch hier kann es allerdings 
zweckmäßig sein, den Einfluss der einzelnen Gläubiger zurückzudrängen, um 
im Interesse der Gesamtgläubigerschaft eine effiziente Verfahrensführung zu 
erreichen. Wenn hingegen der Restschuldbefreiung als Verfahrenszweck grö-
ßere Bedeutung zukommt, kann dies jedenfalls nicht nur von den Gläubigern 
abhängen. 

Das österreichische Recht hat sich für einen Mittelweg entschieden: Im In-
teresse einer effizienten Verfahrensführung kommen den einzelnen Gläubigern 
bei der Verwaltung und Verwertung der Insolvenzmasse keine Kompetenzen 
zu; hier nimmt der Insolvenzverwalter die Interessen aller Beteiligten wahr; 
dieser steht unter der Aufsicht des Gerichts; zusätzlich dient in größeren Ver-
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fahren der Kontrolle des Insolvenzverwalters auch ein Gläubigerausschuss 
(dessen Mitglieder aber nicht unbedingt Gläubiger sein müssen). Allerdings 
haben die Gläubiger Mitspracherechte: Theoretisch können sie mehrheitlich 
die Bestellung eines anderen Insolvenzverwalters beantragen (auch wenn das 
praktisch so gut wie nie vorkommt); vor allem aber erfordert ein Sanierungs- 
oder Zahlungsplan die Zustimmung der Mehrheit der Gläubiger. Zum Schutz 
der Minderheit kommen hier dem Gericht allerdings weitgehende Kontroll-
befugnisse zu. 

Natürliche Personen können auch ohne Zustimmung der Gläubiger im Ab-
schöpfungsverfahren die Restschuldbefreiung erlangen. Die Aufsicht über den 
Schuldner obliegt einem Treuhänder und dem Gericht; die Gläubiger können 
aber Anträge an das Gericht (etwa auf vorzeitige Einstellung des Verfahrens 
wegen Verletzung einer Obliegenheit) stellen.

B. Terminologie

Das Wort „Konkurs“ kommt aus dem Lateinischen (concursus) und be-
zeichnet wörtlich das „Zusammenlaufen“ der Gläubiger. Ursprünglich erfor-
derte der Konkurs eine Mehrheit von Gläubigern; gibt es nur einen Gläubiger, 
reicht ja unter dem Aspekt der Gläubigerbefriedigung das Exekutionsrecht aus.

Ein älterer Ausdruck ist „Bankrott“. Dieser Ausdruck kommt aus dem Ita-
lienischen: banca rotta bezeichnete den zerschlagenen Tisch eines insolventen 
Geldwechslers. Im juristischen Bereich wird dieses Wort heute in Österreich 
nicht mehr verwendet (wohl aber zB im deutschen StGB).

Im Strafrecht wird von „Krida“ gesprochen. Dieser Ausdruck leitet sich 
von mittellateinisch crida („öffentlicher Ausruf, Zusammenrufen [der Gläubi-
ger]“, zum Verb cridare „schreien“) ab. 

In neuerer Zeit bemüht sich der Gesetzgeber um eine Entstigmatisierung 
des Insolvenzrechts. Daher wird zB der Schuldner nicht mehr als „Gemein-
schuldner“ bezeichnet, der Ausdruck „Sanierungsplan“ ersetzt den früheren 
„Zwangsausgleich“. Man spricht häufig von „Insolvenz“ statt „Konkurs“, 
oder von „Sanierung“ statt „Insolvenz“, oder neuerdings gar nur mehr von 
„Restrukturierung“.

Eine ähnliche Entwicklung ist auch in anderen Sprachen zu beobachten: So heißt der 
Schuldner in den USA nicht (mehr) bankrupt, sondern schlicht debtor.

Der Ausdruck Insolvenzverfahren ist ein Oberbegriff, der Konkursver-
fahren und Sanierungsverfahren beinhaltet. Letzteres ist ein – nur Unter-
nehmen offenstehendes – Verfahren, das von vornherein auf den Abschluss 
eines Sanierungsplanes gerichtet ist. Das IRÄG 2010 hat die Bezeichnung des 
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Gesetzes von KO auf IO geändert, auch wenn Sanierungsverfahren in der Pra-
xis relativ selten sind. 

Sanierungsverfahren und Konkursverfahren sind daher keine eigenen Verfahrensar-
ten, sondern nur Bezeichnungen für unterschiedliche Erscheinungsformen oder unter-
schiedliche Verfahrensstrukturen des Insolvenzverfahrens.

Das Wort „insolvent“ oder „Insolvenz“ ist zwar ein juristischer Fachaus-
druck, kommt aber im Gesetz selbst nicht (bzw nur in Zusammensetzungen) 
vor. Die sogenannte materielle Insolvenz bezeichnet die Zahlungsunfähigkeit 
oder die Überschuldung. Ob es diesfalls auch zu einem Insolvenzverfahren 
kommt, hängt davon ab, ob der Schuldner oder ein Gläubiger einen entspre-
chenden Antrag stellt und kostendeckendes Vermögen vorhanden ist. 

Nicht mit dem Ausdruck „materielle Insolvenz“ zu verwechseln ist das 
„materielle Insolvenzrecht“: Darunter wird die Gesamtheit jener Regelun-
gen verstanden, die die materiellrechtlichen Folgen der Insolvenz regeln. Im 
Gegensatz dazu betrifft das „Insolvenzverfahren“ die verfahrensrechtliche Sei-
te. Die IO regelt beide Aspekte. Der erste Teil (§§ 1 bis 62 IO) ist mit „Insol-
venzrecht“ überschrieben und regelt das materielle Insolvenzrecht. Der zweite 
Teil (§§ 63 – 165 IO) regelt das Insolvenzverfahren. Die weiteren Teile der IO 
enthalten teils materielle, teils verfahrensrechtliche Regelungen. Zum Aufbau 
der IO siehe Rz 29.

Das griffige Wort „Privatkonkurs“ ist aus juristischer Sicht eigentlich un-
richtig: Damit werden Sonderregeln für alle natürlichen Personen bezeichnet, 
also für Unternehmer und Verbraucher. Für Verbraucher bestehen jedoch eini-
ge Verfahrensvereinfachungen; diesfalls spricht das Gesetz von Schuldenre-
gulierungsverfahren.

Das Wort „Gesamtvollstreckung“ fand erst mit der GREx Eingang in das 
österreichische Recht. Darunter wird das auf Antrag eines Gläubigers eröffnete 
Schuldenregulierungsverfahren verstanden (§ 184a IO).

Der Sanierungsplan oder Zahlungsplan sind Instrumente, mit denen der 
Schuldner im Zuge eines Insolvenzverfahrens eine Restschuldbefreiung errei-
chen kann. Diese Instrumente gibt es also nicht isoliert, sondern nur in einem 
Insolvenzverfahren. 

Das Abschöpfungsverfahren ist demgegenüber ein insolvenzrechtliches 
Nachverfahren für natürliche Personen, das einem Konkursverfahren (im Zuge 
dessen das vorhandene Vermögen verwertet wurde) folgt und der Erlangung 
der Restschuldbefreiung dient. Seit dem RIRUG gibt es das Abschöpfungsver-
fahren in zwei Erscheinungsformen: Der Tilgungsplan hat eine Laufzeit von 
drei Jahren, der Abschöpfungsplan dauert fünf Jahre.

Das Reorganisationsverfahren nach dem URG (dazu Rz 942 ff) hat in der 
Praxis so gut wie keine Bedeutung. Das RIRI-UG brachte im Jahr 2021 ein Re-
strukturierungsverfahren für den Fall drohender Insolvenz (dazu Rz 946 ff).
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 C. Statistische Angaben

Im Jahr 2020 gab es 3.175 Unternehmensinsolvenzen. In 1.784 Fällen wur-
de das Insolvenzverfahren eröffnet, in 1.391 Fällen kam es mangels kosten
deckenden Vermögens nicht zur Eröffnung.

Dies bedeutet einen Rückgang von ca 40% im Vergleich zu 2019. Dies hängt mit 
den gesetzlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie (Stun-
dungen, keine Insolvenzantragsstellungen seitens der öffentlichen Hand, Corona-Kurz-
arbeit etc) zusammen. Zu diesen Maßnahmen näher unten Rz 863 ff. Für die Zeit nach 
dem Ende der Pandemie wird ein starker Anstieg der Insolvenzen befürchtet.

Die Gesamtverbindlichkeiten sind von ca 2,2 Mrd EUR im Jahr 2019 auf ca 5,2 Mrd 
EUR angestiegen. Allein ca 800 Mio EUR entfallen auf die Commerzialbank Matters-
burg.

Weiters gab es im Jahr 2020 7.982 Privatinsolvenzen. In 7.256 Fällen kam 
es zur Verfahrenseröffnung; in den restlichen Fällen wurde der Antrag mangels 
kostendeckenden Vermögens abgewiesen.

Dies ist ein Rückgang von ca 25% im Vergleich zu 2019. Die Gesamtverbindlichkei-
ten blieben mit rund 1 Mrd annähernd gleich. Der daraus resultierende starke Anstieg 
der Durchschnittsverbindlichkeiten hängt jedoch auch mit dem Privatkonkurs der bei-
den Vorstände der Commerzialbank Mattersburg zusammen.

Die Verkürzung des Abschöpfungsverfahrens durch das IRÄG 2017 führte zu einem 
Anstieg von 18% im Jahr 2019 im Vergleich zu 2018 (Kantner, Insolvenzstatistik 2019 
für Österreich, ZIK 2020, 22).

Detaillierte Informationen enthalten die Insolvenzstatistik des AKV (https://www.
akv.at/wp-content/uploads/AKV-Insolvenzstatistik-Gesamt-2020.pdf) und des KSV (für 
Unternehmen siehe: https://www.ksv.at/KSV1870_Insolvenzstatistik_Unternehmen_
2020_final; für Private siehe: https://www.ksv.at/KSV1870_Insolvenzstatistik_Private_
2020_final) sowie für Privatinsolvenzen der Schuldenreport 2020 der asb (https://
www.schuldenberatung.at/downloads/infodatenbank/schuldenreport/asb_Schuldenre-
port2020.pdf?m=1612776404&).

D. Aufbau des Gesetzes

Die IO regelt das materielle Insolvenzrecht und das Verfahrensrecht. Der 
Aufbau ist historisch bedingt und nicht immer ganz konsequent. Teilweise 
wurden Bestimmungen einfach an einer Stelle eingefügt, die durch Wegfall 
anderer Regelungen „frei“ wurde; andere Bestimmungen wurden im Laufe der 
Geltungsdauer an andere Stellen „verschoben“. Die IO ist in elf Teile von aller-
dings ganz unterschiedlicher Länge und Bedeutung gegliedert. Der erste Teil 
(§§ 1 – 62 IO) ist mit „Insolvenzrecht“ überschrieben und regelt das materielle 
Insolvenzrecht. Der zweite Teil (§§ 63 – 165 IO) trägt die Überschrift „Insol-
venzverfahren“. Der dritte Teil (§§ 166 – 168 IO) regelt das „Sanierungsver-
fahren“. Der vierte Teil regelt das „Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung 
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unter Aufsicht eines Verwalters“ (§§ 169 – 179 IO). Der fünfte Teil (§§ 180, 
180a IO) trägt die Überschrift „Konkursverfahren“, beschränkt sich aber im 
Wesentlichen auf die terminologische Klarstellung, dass das Verfahren Kon-
kursverfahren heißt, wenn die Voraussetzungen für ein Sanierungsverfahren 
nicht erfüllt sind. Der sechste Teil (§§ 180b, 180c IO) regelt das Konzernin-
solvenzrecht. Der siebente Teil (§§ 181 – 216 IO) enthält „Sonderbestimmun-
gen für natürliche Personen“. Das „Internationale Insolvenzrecht“ findet sich 
im achten Teil (§§ 217 – 251 IO). Der neunte Teil (§§ 252 – 263 IO) enthält 
„Allgemeine Verfahrensbestimmungen“, der zehnte Teil (§§  264 – 269 IO) 
„Begleitregelungen“. Der elfte Teil beinhaltet die „Schluss- und Übergangsbe-
stimmungen“ (§§ 270 – 283 IO).

E. Rechtsquellen und Hilfsmittel

Wichtigste Rechtsquellen sind die IO, die ReO und die EuInsVO. Die-
se sind durch eine Fülle an Literatur erschlossen. Daneben gibt es zahlreiche 
Sondervorschriften, etwa das BaSAG für Banken. Sonderbestimmungen für 
die Insolvenz finden sich auch in Materiengesetzen wie dem BWG oder dem 
VAG 2016.

Lehrbücher gibt es derzeit von Fink, Insolvenzrecht10 (2017), Buchegger, 
Insolvenzrecht3 (2017), Dellinger/Oberhammer/Koller, Insolvenzrecht4 (2018), 
Rechberger/Thurner/Seeber, Insolvenzrecht³ (2018) und Roth, Exekutions- 
und Insolvenzrecht11 (2019).

Die Literatur zur KO und AO kann teilweise noch verwendet werden. 
Hier sind die Lehrbücher von Holzhammer, Österreichisches Insolvenzrecht5 
(1996), Bartsch/Heil, Grundriß des Insolvenzrechts4 (1983), Chalupsky/
Ennöckl/Holzapfel, Handbuch des österreichischen Insolvenzrechts (1986) zu 
nennen. Nach wie vor wertvoll, wenn auch nicht mehr auf dem letzten Stand 
ist das Praxishandbuch von Petsch/Reckenzaun/Bertl/Isola, Praxishandbuch 
Insolvenzabwicklung (2016). Die einzige größere systematische Darstellung 
des Insolvenzrechts stammt von Petschek/Reimer/Schiemer, Das österreichi-
sche Insolvenzrecht (1971/73).

Unentbehrliches Hilfsmittel sind zwei Großkommentare, die seit mehreren 
Jahren in Teillieferungen bzw Bänden erscheinen, aber beide nicht abgeschlos-
sen sind: Konecny, Kommentar zu den Insolvenzgesetzen (2010 ff; vormals 
mitherausgegeben von Schubert) und Bartsch/Pollak/Buchegger, Insolvenz-
gesetze4 (2000 ff). Teilweise muss man daher nach wie vor auf Bartsch/Pollak, 
Konkurs-, Ausgleichs-, Anfechtungsordnung und Geschäftsaufsichtsgesetz³ 
(1937) zurückgreifen. 
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